
 

Neufassung der Ordnung für das Schlichtungsverfahren  
zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und Dienstge-

ber aus dem Arbeitsverhältnis im verfasst-kirchlichen Bereich  
(Schlichtungsordnung) 

 

Beschluss der Bistums-KODA vom 11. Dezember 2006 

 

 

Die Ordnung für das Schlichtungsverfahren zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern und Dienstgeber aus dem Arbeitsverhältnis im verfasst-kirchlichen Bereich 
(Schlichtungsordnung) wird neu gefasst. Sie erhält folgenden Wortlaut: 

 

Präambel 

Auf Beschluss der Bistums-KODA der Diözese Hildesheim vom 11.12.2006, auf der Grundlage 
des can. 1714 CIC und mit dem Ziel, einvernehmlich Streitfragen aus dem kirchlichen Arbeitsver-
hältnis beizulegen, erlässt der Bischof von Hildesheim die nachstehende Ordnung. 

 

§ 1 Zuständigkeit  

(1) Für die Diözese Hildesheim wird eine Schlichtungsstelle für Streitigkeiten zwischen Mitarbeite-
rinnen oder Mitarbeitern und Dienstgeber aus Arbeitsverhältnissen am Sitz des Bischöflichen Ge-
neralvikariats gebildet.  

(2) Die Schlichtungsstelle ist örtlich zuständig im Bereich kirchlicher Einrichtungen in der Diözese 
Hildesheim und im Bereich überdiözesaner Einrichtungen, die ihren Sitz im Gebiet der Diözese 
Hildesheim haben. Sie ist sachlich zuständig für die Beilegung von Streitigkeiten zwischen kirchli-
chen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern und ihren Dienstgebern aus dem Arbeits- und Ausbil-
dungsverhältnis, soweit diese dem Regelungsbereich der Bistums-KODA unterfallen. 

(3) Soweit arbeitsvertraglich die Zuständigkeit einer anderen Schlichtungsstelle vereinbart ist, ver-
bleibt es hierbei.  

(4) Die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte und die Regelungen des Arbeitsgerichtsverfahrens ein-
schließlich der Fristenvorschriften bleiben unberührt.  

 

§ 2 Zusammensetzung  

(1) Die Schlichtungsstelle besteht aus der oder dem Vorsitzenden und einer stellvertretenden Vor-
sitzenden oder einem stellvertretenden Vorsitzenden sowie aus 6 Beisitzerinnen oder Beisitzern.  

(2) Drei der Beisitzerinnen oder Beisitzer sind aus dem Bereich der kirchlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu benennen, und zwar je einer aus folgenden Gruppen: 

1. dem liturgischen und pastoralen Dienst 

2. der kirchlichen Verwaltung einschließlich technischer Dienste 

3. dem kirchlichen Bildungswesen, dem Beratungsdienst sowie dem Sozial- und Erziehungs-
dienst.  

(3) Die Mitglieder der Dienstgeberseite sind aus Dienststellen oder Einrichtungen zu benennen, in 
denen die vorgenannten Berufsgruppen jeweils überwiegend beschäftigt sind.  

(4) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle werden ehrenamtlich tätig.  

(5) Die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter 
dürfen weder im kirchlichen Dienst stehen noch dem Leitungsorgan einer kirchlichen Körperschaft 
oder einer anderen kirchlichen Einrichtung angehören. Sie sollen die Befähigung zum Richteramt 
haben.  
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(6) In Streitfällen, in denen Mitglieder der Schlichtungsstelle befangen sind oder mit denen sie zu-
vor befasst waren, dürfen sie nicht tätig werden. Für den Ausschluss oder die Ablehnung eines 
Mitglieds der Schlichtungsstelle gelten §§ 41 bis 43 und 48 ZPO entsprechend. Der Schlichtungs-
ausschuss entscheidet über den Befangenheitsantrag ohne Mitwirkung des ausgeschlossenen 
oder abgelehnten Mitglieds, aber mit einem von der oder dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle 
zu benennenden Ersatzmitglied durch Beschluss endgültig. Der Beschluss ist zu begründen und 
zu den Akten zu nehmen. 

 

§ 3 Benennung, Wahl und Amtszeit 

(1) Die Beisitzerinnen und Beisitzer der Dienstgeberseite werden vom  Generalvikar, die Beisitze-
rinnen und Beisitzer der Dienstnehmerseite von der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbei-
tervertretungen in der Diözese Hildesheim benannt.  

(2) Die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter 
werden aufgrund eines Vorschlags der Beisitzerinnen und Beisitzer vom Bischof ernannt. Die Ab-
gabe eines Vorschlags bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der Beisitzerinnen und Beisitzer. 

(3) Findet ein Vorschlag nicht innerhalb einer vom Bischof gesetzten Frist die erforderliche Mehr-
heit, ernennt der Bischof nach Anhörung des Bischöflichen Rates und der Diözesanen Arbeitsge-
meinschaft der Mitarbeitervertretungen die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertre-
tende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder der Schlichtungsstelle beträgt vier Jahre. Sie beginnt mit der Er-
nennung der oder des Vorsitzenden und der oder des stellvertretenden Vorsitzenden durch den 
Bischof.  

(5) Wiederwahl und Wiederbenennung sind zulässig. 

(6) Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes der Schlichtungsstelle findet für den Rest der 
Amtszeit eine Nachwahl bzw. Nachbenennung statt. 

(7) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle bleiben nach Ablauf der Amtszeit bis zur Ernennung oder 
Benennung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers im Amt.  

(8) Die Mitgliedschaft in der Schlichtungsstelle endet, wenn das Mitglied das Amt niederlegt, von 
der benennenden Stelle abberufen wird, die Mitgliedschaftsvoraussetzungen nach dieser Ordnung 
nicht mehr erfüllt oder verstirbt. Für nach § 3 Abs. 2 oder 3 vom Bischof ernannte Vorsitzende und 
stellvertretende Vorsitzende gilt dies mit der Maßgabe, dass sie aus ihrem Vorsitzendenamt nur 
vom Bischof abberufen werden können. 

 

§ 4 Schlichtungsausschuss, Besetzung bei Verhandlungen 

(1) Für die Verhandlung und Entscheidung  wird in der Schlichtungsstelle ein Schlichtungsaus-
schuss gebildet. 

(2) Der Schlichtungsausschuss verhandelt und entscheidet in der Besetzung von drei Mitgliedern 
einschließlich der oder des Vorsitzenden oder bei ihrer oder seiner Verhinderung der oder des 
stellvertretenden Vorsitzenden. 

(3) Die oder der Vorsitzende bzw. ihre oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter 
beruft jeweils eine Beisitzerin oder einen Beisitzer  

a) aus dem Bereich der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der Berufsgruppe, zu der die oder der 
die Schlichtungsstelle anrufende Mitarbeiterin oder Mitarbeiter zugeordnet werden kann, 

b) aus dem Bereich der Dienstgeberseite, die oder der möglichst in einer Einrichtung tätig sein 
soll, in der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter überwiegend tätig sind, die zu der Berufsgruppe ge-
hören, zu der die oder der die Schlichtungsstelle anrufende Mitarbeiterin oder Mitarbeiter ge-
hört.  
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§ 5 Unabhängigkeit und Schweigepflicht  

(1) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle arbeiten als solche unabhängig und sind nur an Recht und 
Gesetz sowie ihr Gewissen gebunden. 

(2) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle unterliegen der Schweigepflicht. Dies gilt auch für die Zeit 
nach ihrem Ausscheiden aus der Schlichtungsstelle.  

(3) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle sind zu Beginn ihrer Amtszeit, die Beteiligten zu Beginn 
des Verfahrens von der oder dem Vorsitzenden schriftlich über ihre Rechtsstellung nach Abs. 1 
und ihre Pflichten nach Abs. 2 zu belehren. 

 

§ 6 Geschäftsstelle, Aktenführung  

(1) Für die Schlichtungsstelle wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. Sitz der Geschäftsstelle ist bei 
der Hauptabteilung Personal/Verwaltung im Bischöflichen Generalvikariat. 

(2) Die Geschäftsstelle besorgt die Geschäfts- und Aktenführung nach Weisung der oder des Vor-
sitzenden sowie die Protokollführung in der mündlichen Verhandlung.  

(3) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstelle und die Protokollführerin oder der Pro-
tokollführer unterliegen der Schweigepflicht. Dies gilt auch für die Zeit nach dem Ausscheiden aus 
dem Amt.  

(4) Die Kosten der Geschäftsstelle trägt die Diözese.  

 

§ 7 Verfahren  

(1) Die Schlichtungsstelle wird auf Antrag einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters oder des 
Dienstgebers tätig. Der Antrag ist schriftlich über die Geschäftsstelle an die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden zu richten. Der Antrag muss die Antragstellerin oder den Antragsteller, die Antrags-
gegnerin oder den Antragsgegner und den Gegenstand des Verfahrens bezeichnen. Der Antrag 
hat die verjährungshemmende Wirkung des § 203 BGB. 

(2) Die oder der Vorsitzende wirkt in jeder Phase des Schlichtungsverfahrens auf eine beschleu-
nigte Durchführung der Schlichtung hin. Sie oder er kann Fristen setzen. 

(3) Die oder der Vorsitzende trifft alle Maßnahmen, die zur Durchführung des Schlichtungsverfah-
rens erforderlich sind. Insbesondere bereitet sie oder er den Sach- und Streitstand soweit vor, 
dass die Beteiligten sich möglichst vor, spätestens in dem Verhandlungstermin vollständig erklären 
und vorhandene Schriftstücke oder andere Dokumente einreichen und Personen, die zur Aufklä-
rung des Sachstandes beitragen können, gehört werden. 

(4) Die Einleitung oder Durchführung des Schlichtungsverfahrens kann abgelehnt werden, wenn 
der Schlichtungsausschuss das Schlichtungsverfahren einstimmig als ungeeignet zur Herbeifüh-
rung eines Vergleichs ansieht. 

(5) Beteiligte können das Schlichtungsverfahren selbst oder durch eine schriftlich bevollmächtigte 
Person ihrer Wahl führen.  

(6) Der Antrag soll ein bestimmtes Antragsbegehren enthalten. Zur Begründung dienende Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben, wesentliche Schriftstücke beigefügt werden. 

(7) Die Antragstellerin oder der Antragsteller kann ihren oder seinen Antrag jederzeit durch schrift-
liche Erklärung gegenüber der oder dem Vorsitzenden abändern oder zurücknehmen. Erweist sich 
ein Antrag als unzulässig oder offensichtlich unbegründet, kann ihn die oder der Vorsitzende nach 
Beratung mit den Mitgliedern des Schlichtungsausschusses ohne mündliche Verhandlung unter 
Angabe von Gründen abweisen. 

(8) Ohne Hinzuziehung von Beisitzerinnen oder Beisitzern kann die oder der Vorsitzende Maß-
nahmen, die der zügigen Abwicklung des Verfahrens dienen, treffen. Sie oder er kann aus wichti-
gem Grund in Eilfällen ohne mündliche Verhandlung sachdienliche einstweilige Anordnungen tref-
fen. 



 – 4 –

 

§ 8 Vorschlag zur Einigung ohne mündliche Verhandlung 

(1) Die oder der Vorsitzende hat auf eine Einigung zwischen den Beteiligten hinzuwirken. Er kann 
den Beteiligten schriftlich einen Vorschlag zur Einigung mit einer Frist zur Stellungnahme unter-
breiten.  

(2) Wird der Vorschlag von den Beteiligten angenommen, so ist er in einem Beschluss des 
Schlichtungsausschusses niederzulegen und von beiden Parteien zu unterschreiben. Die auf diese 
Weise zustande gekommene Einigung hat unter den Parteien die Wirkungen eines außergerichtli-
chen Vergleichs. 

(3) Führt der Einigungsvorschlag nicht zu einer Einigung, wird ein Termin zur mündlichen Verhand-
lung anberaumt. 

 

§ 9 Mündliche Verhandlung  

(1) Die oder der Vorsitzende bestimmt den Termin zur mündlichen Verhandlung und lädt die An-
tragstellerin oder den Antragsteller, die Antragsgegnerin oder den Antragsgegner und sonstige 
Beteiligte mit einer Frist von zwei Wochen, im Eilfall mit einer Frist von einer Woche. 

(2) Der Schlichtungsausschuss erörtert in nichtöffentlicher Verhandlung unter Leitung der oder des 
Vorsitzenden mit den Beteiligten die Sach- und Rechtslage und gibt ihnen Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Dritte können mit Zustimmung beider Parteien gehört werden. 

(3) Über den Verlauf und das Ergebnis der mündlichen Verhandlung ist ein Protokoll zu fertigen.  

(4) Die oder der an der Schlichtung beteiligte Mitarbeiterin oder Mitarbeiter kann sich in der münd-
lichen Verhandlung vor der Schlichtungsstelle durch eine bevollmächtigte Person vertreten lassen 
oder mit ihr als Beistand erscheinen.  

(5) Der an der Schlichtung beteiligte Dienstgeber kann sich durch eine mit Vollmacht nach § 11 
ArbGG und § 81 ZPO ausgestattete Mitarbeiterin oder einen mit Vollmacht nach § 11 ArbGG und 
§ 81 ZPO ausgestatteten Mitarbeiter vertreten lassen.  

(6) Die oder der Vorsitzende kann das persönliche Erscheinen einer oder eines Beteiligten anord-
nen. Bei Nichterscheinen der Antragstellerin oder des Antragstellers erklärt die oder der Vorsitzen-
de die Schlichtung für gescheitert. Bei Nichterscheinen der Antragsgegnerin oder des Antragsgeg-
ners ergeht eine Entscheidung (Einigungsempfehlung) nach Aktenlage. 

 

§ 10 Vorschlag zur Einigung in der mündlichen Verhandlung 

(1) Der Schlichtungsausschuss hat auf eine Einigung zwischen den Beteiligten hinzuwirken. Er 
kann den Beteiligten einen Vorschlag zur Einigung unterbreiten, der im Wortlaut in das Protokoll 
aufgenommen wird.  

(2) Wird der Vorschlag von den Beteiligten angenommen, so ist dies ebenfalls zu Protokoll zu 
nehmen. Der protokollierte Einigungsvorschlag ist zu verlesen und von beiden Parteien zu geneh-
migen. Die auf diese Weise zustande gekommene Einigung hat unter den Parteien die Wirkungen 
eines außergerichtlichen Vergleichs. 

(3) Kommt eine Einigung nicht zustande, erklärt der Schlichtungsausschuss die Schlichtung für 
gescheitert.  

 

§ 11 Kosten und Auslagen  

(1) Für das Schlichtungsverfahren werden Kosten nicht erhoben.  

(2) Den Mitgliedern der Schlichtungsstelle sowie den von der Schlichtungsstelle angehörten Dritten 
werden auf Antrag Fahrkosten nach den in der Diözese Hildesheim geltenden reisekostenrechtli-
chen Vorschriften und die notwendigen Auslagen durch das Bischöfliche Generalvikariat erstattet. 
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(3) Die Beteiligten tragen die ihnen entstandenen Kosten selbst. Die notwendigen Auslagen wer-
den erstattet.  

 

§ 12 Übergangsregelung 

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ordnung bestehende Schlichtungsstelle bleibt bis zum 
Ende ihrer Amtszeit im Amt und arbeitet nach den Bestimmungen dieser Ordnung. 

 

§ 13 Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 01.01.2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ordnung für das Schlichtungsver-
fahren bei Streitigkeiten zwischen Mitarbeiter und Dienstgeber aus Arbeitsverhältnissen vom 
10.12.1987 (KA Nr. 2/1988, S. 19 ff) außer Kraft. 

 

 

Hildesheim, den 20.12.2006  
 
 
 

Dr. Markus Güttler 
Vorsitzender der Bistums-KODA 

 
 
 
 
 
Gemäß § 14 Abs. 1 der Ordnung der Bistums-KODA vom 11.01.1999 setze ich den Beschluss der 
Bistums-KODA vom 11.12.2006 hiermit in Kraft. 
 
 
 
 

† Norbert Trelle 
Bischof von Hildesheim 

 
 


